




Liebe Mitglieder,

es ist guter Brauch, dass zum landesweiten Versetzungstermin eine aktuelle Ausgabe
der „Zielscheibe“ erscheint. Gerne nutze ich an dieser Stelle die Gelegenheit, alle
zum PP Essen versetzten Kolleginnen und Kollegen herzlich willkommen zu heißen
und den erfolgreichen Studiumabsolventinnen und -absolventen zur bestandenen
Prüfung zu gratulieren. Begrüßen möchte ich ausdrücklich auch diejenigen, die in
den letzten Wochen in unserer Behörde einen Arbeitsplatz gefunden haben und in
die GdP eingetreten sind. Sie haben erkannt, dass ohne gewerkschaftliches Engage-
ment, gerade im öffentlichen Dienst, vieles anders laufen würde. Gewerkschaftszu-
gehörigkeit ist mehr als ein Kosten-Nutzen-Effekt. Darüber hinaus bietet die
Mitgliedschaft in der GdP viele zusätzliche Vorteile.

Leider haben wir das Tal der Personalreduzierung bei der NRW-Polizei noch nicht verlassen und das PP Essen ist
ebenfalls betroffen. Deshalb freuen wir uns, über jede neue Mitarbeiterin/jeden neuen Mitarbeiter die/der tatkräf-
tig mithelfen, die vielfältigen Aufgaben in unserer Behörde zu bewältigen. In einigen Dienststellen ist es inzwi-
schen so weit, dass die anfallenden Aufgaben nur unter außerordentlichen Einsatz und einen an die Grenze der
zumutbaren Belastung gehend erledigt werden können. Hinzu kommt, dass Innenminister Herbert Reul für die
Behörden eine Priorität festgelegt hat: Das Hauptaugenmerk der polizeilichen Arbeit muss bei der Bearbei-
tung/Aufarbeitung von Fällen des abscheulichen Kindermissbrauches liegen. Wer, wenn nicht wir, hätte dafür
vollstes Verständnis, aber wir bei immer weniger werdendem Personal immer mehr Aufgaben? Der Kampf gegen
die Clan-Kriminalität erfordert einen hohen Personaleinsatz, um kontinuierlich Erfolge zu erzielen. Der Behör-
denleiter hat in verschiedenen Statements betont, dass für diese Aufgabe ein langer Atem benötigt wird. Aber ha-
ben wir das notwendige Personal dafür? Können wir wirklich andere Aufgaben (beispielsweise Einrichten von
Ermittlungskommissionen) vernachlässigen? Der Bereich zur Aufklärung von terroristischen Anschlägen bzw. de-
ren Verhinderung, war bis vor geraumer Zeit oberstes Gebot. Die Polizei kann sich bei bestimmten Delikten oder
Deliktsvorbereitungen keine Nachlässigkeiten erlauben. Allerdings sehe ich wenig Möglichkeiten, wie wir dies alles
mit dem vorhandenen Personal bewältigen sollen. Von der weiter steigenden Anzahl von Überstunden ganz zu
schweigen. Oftmals haben wir im politischen Bereich auf die Besonderheiten und Belastungen in unserer Behörde
hingewiesen. Leider ist daraus kein Personalzuwachs geworden, aber wir geben nicht auf und werden den Finger
weiter in die Wunde legen – ohne Wenn und Aber. In dieser Ausgabe nehmen wir uns dem Thema „Personalent-
wicklung“ an und stellen Zahlen vor.

Steigende Zahlen sind nach wie vor im Bereich der Gewalt gegen Polizisten zu verzeichnen. Dazu hat die GdP
beim WuW-Forum aufmerksam gemacht und Positionen eingenommen (siehe Artikel in dieser Ausgabe) . Wir alle
haben die Berichterstattungen aus den Freibädern zur Kenntnis nehmen müssen; die Respektlosigkeit gegenüber
Weisungsbefugten nimmt immer mehr überhand. Nur mit massivem polizeilichen Personaleinsatz konnten weiter-
gehende Übergriffe oder Ausschreitungen verhindert werden. Ich hatte immer angenommen, dass Freibäder der
Entspannung dienten und keine rechtsfreien Räume sind. Dagegen werden jetzt Maßnahmen ergriffen, die hof-
fentlich zum Erfolg führen. „Es ist verwunderlich, dass ich nach Deutschland einreisen kann, ohne mich ausweisen
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zu müssen, ins Schwimmbad komme ich demnächst nur mit Ausweis“, so ein Kollege in einem Gespräch. Das Verhalten bestimmter
Gruppen darf aber keinesfalls zur Verallgemeinerung führen und Ausländerfeindlichkeit schüren.

Auch die Berichterstattung zum angeblichen Gewaltverhalten von Polizeibeamtinnen und -beamten bereitet mir Sorge. Auf Grund-
lage einer anonymen Studie und Aussagen Einzelner, werden Rückschlüsse auf die gesamte Polizei gezogen – dagegen verwehre ich
mich ausdrücklich und sage dies an verschiedenen Stellen. Polizeiliches Handeln unterliegt immer einer Kontrolle, ob im Bereich
von Verwaltungsmaßnahmen oder im Straf- und Ordnungsrecht. Allein daraus ergibt sich schon, dass wir in Deutschland eine der
weltweit rechtsstaatlichen Polizeien haben.

Wir, die GdP-Kreisgruppe Essen/Mülheim werden in nächster Zeit einige Veranstaltungen (z.B. Kreisgruppen-Seminar zur Vorberei-
tung auf die Personalratswahl 2020; Kletteraktion unserer Jungen Gruppe; Oktoberfest „Blaulichttag“; Hallen-Fußballturnier; GdP-
Varieté in Essen und Bürger- und Polizeifest in Mülheim an der Ruhr) anbieten. Unsere Veranstaltungen leben mit Eurer Beteili-
gung; deshalb schaut, was für Euch passt, macht mit und meldet Euch an. Wir freuen uns ebenso auf Gespräche mit Euch, denn wir
sind für Euch da – nicht nur zur „normalen“ Arbeitszeit.

Einen Termin möchte ich Euch schon jetzt besonders ans Herz legen: 1 . Dezember 2019! Ab diesen Tag könnt ihr euch online für
die GdP-Seminare 2020 anmelden. In der Dezemberausgabe der „Deutsche Polizei“ wird der GdP-Fortbildungskalender veröffent-
licht. Interessierte, insbesondere fürs Seminar „Vorbereitung auf den Ruhestand“, sollten dann sofort die Onlineanmeldung nutzen,
denn es gilt das Windhund-Prinzip.

Heiko Müller
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Beim Fußball ist ein 1 :1 manchmal ein gutes Ergebnis - bei der
Stundenvergütung im Zusammenhang mit auswärtigen Einsät-
zen treten dazu leider immer wieder Diskussionen auf.

Dabei wäre es so einfach, wenn in der Vorbereitung auf einen
Großeinsatz sich in Einsatzbefehlen eindeutige Formulierungen
finden würden und diese nicht mehr verändert würden.

Im Juni mussten wir im Zusammenhang mit dem Einsatz „Ende
Gelände“ im Bereich des Hambacher Forstes andere Erfahrun-
gen machen. Dies betraf auch unsere Einsatzhundertschaft. So
wurde zunächst für Hundertschaften eine „Einsatzbereitschaft“
für den gesamte Dienstzeit festgelegt.

In der Endfassung des Einsatzbefehls fehlte (nicht aus Verge-
sslichkeit) dieser Passus.

Offensichtlich gab es Irritationen, warum nicht alle Einsatzkräf-
te davon erfasst werden sollten. Dabei hätte die erste Fassung le-
diglich um den nachfolgenden Text aus der Arbeitszeit-
verordnung für die NRW Polizei erweitert werden müssen: Die
Entscheidung über die Anordnung von Bereitschaftsdienst ob-
liegt der dienstvorgesetzten Stelle. Diese kann die Befugnis auf
Vorgesetzte übertragen (§9 Abs. 2 AZVO Pol NRW).

Da dies nicht erfolgte, musste die Realität im Einsatz abgewartet
werden. Grundsätzlich muss bei einer Einsatzdauer von mehr als
12 Stunden auswärtigen Kräften eine Übernachtungsmöglich-

keit in der Nähe des Einsatzortes angeboten werden. Dies führt
zu weiteren Diskussionen, denn was bedeutet „Nähe“? Zudem
sind geeignete und adäquate Unterbringungsmöglichkeiten häu-
fig endlich.

Vermutlich auch wegen des Feiertages wurde dieses Demo-Wo-
chenende von ca. 50 000 Menschen genutzt, um für den
schnellen Ausstieg aus der Braunkohle zu demonstrieren. Leider
lief nicht alles friedlich ab, denn Gleisanlagen wurden blockiert
und einige Störer drangen in den Tagebau ein. So konnte das
Deeskalationskonzept nicht mehr aufgehen.

Daraus ergaben sich für die eingesetzten Kolleginnen und Kolle-
gen Wirkungszeiten vor Ort von mehr als 12 Stunden, was nur
ansatzweise die Belastungen (auch wegen der hohen sommerli-
chen Temperaturen) widerspiegelt.

Nach unseren Informationen wurden bis zu 17 Stunden im
Einsatzraum gearbeitet. Mit An- und Abfahrt sowie Abrüsten
verblieben lediglich vier (!) Stunden Schlaf.

Hier von Freizeit zu sprechen, kann nicht wirklich ernsthaft
gemeint sein. Deshalb haben wir als GdP den Innenminister
angeschrieben und um Prüfung gebeten, wie die Stundenver-
gütung für diese Kräfte geregelt werden soll. Die GdP hat die
Erwartungshaltung, dass die Zeit zwischen den Einsätzen am
Ort des Geschehens und den Ruhezeiten in den Gemein-
schaftsunterkünften als Arbeitszeit vergütet wird.
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Sicherlich kann eine 1 :1 Vergütung nur unzureichend die Belas-
tungen minimieren, aber sie wäre den realistischen Gegebenhei-
ten angepasst.

Um sich ein Bild von den Geschehnissen im Einsatz zu machen,
begleitet die GdP derartige Großeinsätze mit einem Betreuungs-
team. Wir sind nicht nur Ansprechpartner, sondern versuchen

mit kleinen Aktionen Einsätze erträglicher zu machen.
Bewährt hat sich der Eiswagen, den wir auch in diesem Einsatz
geordert hatten und der sich großer Beliebtheit erfreute. Zu-
mindest hier konnten wir für Abkühlung sorgen…

Es war heiß, da gab es von der GdP das Wassereis. . .
. . . Neben dem bewährten Eiswagen in GdP betreuten
Großeinsätzen, hat die Kreisgruppe Essen/Mülheim die Idee
aufgegriffen und den Kolleginnen und Kollegen in deren
Dienststellen Wassereis gebracht.

Unter dem einfachen Motto:

Heute ist es heiß, daher gibt es Wassereis!

verteilten die Vertrauensleute den kühlen Riegel auf den
verschiedensten Dienststellen. Die Aktion wurde in der bisher
heißesten Woche dieses Sommers an drei Tagen durchgeführt, so

dass wir hoffentlich alle Kolleginnen und Kollegen erreicht
haben. Über unseren Facebook-Auftritt wurde ferner den
Kolleginnen und Kollegen die Möglichkeit geboten, das
Wassereis bei uns abzuholen.

Auch dieses Angebot wurde rege genutzt, was uns den Erfolg
unserer Aktion nochmal verdeutlicht hat. In Gesprächen haben
wir die Überzeugung erlangt, dass dies keine einmalige Aktion
bleiben wird.
Die Freude über eine kleine kühle Überraschung bei teilweise
fehlenden Abkühlungen auf den Dienststellen kam einfach nur
gut an!!!



Wir haben Anfang August 2019 und die ganze Behörde blickt
gespannt auf das Nachersatzverfahren. Keiner weiß, wie es am
1 .9. weitergeht und wie die einzelnen Dienststellen sich in Be-
zug auf die Personalstärke organisieren müssen. Wir haben ja
noch drei Wochen Zeit… Die Sachstandsbetrachtung in den
Direktionen lässt eine weitere Verschlimmerung der Personalsi-
tuation erahnen.
Diese pessimistische Einschätzung hat seine Ursache in der Um-
setzung der Personalverteilung durch das Ministerium und der
verfehlten Politik der Vorgängerregierung der letzten Jahre. Aus
der folgenden Tabelle mit den Zahlen der Landesarbeitsgruppe
BKV wird deutlich, was das Ministerium dem PP Essen in den
letzten Jahren beschert hat.

In der BKV Zuweisung aus 2018 fehlen im Vergleich zum
Jahr 2000 insgesamt 90 Stellen.

An dieser Stelle sollte man berücksichtigen, dass wir mittlerweile
ein MEK (19 PVB), den vierten Zug der Hundertschaft (38
PVB) und verschiedene andere Aufgaben mit Stellenzuweisun-
gen im geringen Umfang wie z. B. VU-Teams, Clan, Staats-
schutz etc. zusätzlich erhalten haben. Rechnet man diese Zahlen
zusammen, fehlt dem PP Essen hier ein guter dreistelliger Perso-
nalbestand bei immer weiter zunehmenden Aufgaben. Da wun-
dert es niemanden, dass man immer häufiger Krankheiten, wie

Burnout oder andere stressbedingte Erkrankungen, wahrnimmt.
Jede Kollegin, jeder Kollege kennt Lebenssachverhalte, die so
oder so ähnlich verlaufen sind.

Ohne „in die Glaskugel zu blicken“, führen diese Langzeiter-
krankungen nicht zu einer Besserung der Personalsituation. Da
hilft auch kein Sportabzeichen oder das Angabot von
Stressseminaren. Die Kolleginnen und Kollegen laufen durchge-
hend im roten Bereich und Erholungsphasen sind nicht abseh-
bar.

Aus diesem Grund möchten wir als Kreisgruppe Essen/Mülheim
die Führungskräfte des PP Essen ermutigen, ihrer Fürsorge-
pflicht weiterhin eine hohe Bedeutung zukommen zu lassen,
denn nur die Vorgesetzten können die schützende Hand über
ausbrennende Kolleginnen und Kollegen halten. Die Gesund-
heit ist das höchste Gut, das wir haben und das darf uns der Job
nicht kosten.

Insbesondere fordern wir aber die Politik auf, ehrlich mit Zahlen
zu sein und nicht, wie kürzlich durch Politiker der Regierungs-
koalition (CDU/FDP) dargestellt, zu Unrecht behaupten, dass
es sinngemäß keine Mehrbelastung und kein Personalabbau bei
der Polizei Essen gebe. Im Gegenteil, es solle sogar einen Stel-
lenzuwachs gegeben haben.

Mogelpackung - Nachersatzverfahren 2019



Das ist eine zutiefst unsoziale und unehrliche Behauptung, die
wir als Kreisgruppe Essen/Mülheim so nicht hinnehmen wer-
den.

Zudem lässt sich die Mehrbelastung auch an Überstundenzahlen
festmachen. Hier haben wir jährlich eine Steigerung zu bekla-
gen.

Eine höhere Personalzuweisung hat nicht stattgefunden. Stellen-
sockel mögen erhöht worden sein, jedoch wurden diese nur auf
dem Papier erstellt. Die dazugehörigen Kolleginnen und Kolle-
gen wurden aber nicht, wie auf dem Papier geschrieben, dem PP
Essen zugesprochen.

Wie oben dargestellt, fehlt uns aus den letzten Nachersatzjahren
eine gute dreistellige Zahl an Kolleginnen und Kollegen. Die
Einstellung von Regierungsbeschäftigten ist gut und richtig,
kann aber das Personalfehl nicht ausgleichen. Auch den Einsatz-
bereich von Tarifbeschäftigten und Polizeivollzugsbeamten
gleichzusetzen ist sachfremd.

Es gibt Tätigkeitsbeschreibungen, die bei jedem/r eingestellten
Tarifbeschäftigter/n eingehalten werden müssen. Werden ihr
weitere, andere oder höherwertige Aufgaben übertragen, muss
eine Höhergruppierung etc. geprüft werden, bevor die Aufgaben
übernommen werden dürfen. Ansonsten könnten Vorgesetzte

ggf. in Regress genommen werden. Zudem können Angestellte
in BAO nicht wie Polizeibeamte eingesetzt werden und stehen
somit bei Sondereinsätzen nur begrenzt zur Verfügung, so dass
diese Sondereinsätze durch immer weniger Schultern getragen
werden müssen.

Beispielhaft genannt sei hier der durch die Politik zu verantwor-
tende Einsatz „Hambacher Forst“, der Millionen Stunden und
Überstunden verursacht hat. Weitere BAO, die mit immer mehr
Personal bewältigt werden müssen, lassen weitere Stunden
„dienstpostenfremd“ entstehen. Die Politik vergisst offensicht-
lich, dass diese Stunden nicht nur entstehen, sondern im An-
schluss in den Dienststellen auch freigenommen werden müssen
und dann Arbeit umverteilt bzw. später erledigt wird.

Wir hören von den Kolleginnen und Kollegen, dass die Belas-
tung des Einzelnen noch nie so groß wie aktuell gewesen ist. Sie
wird auch nach dem 1 .9. - absehbar - nicht besser werden, son-
dern sich in vielen Bereichen noch verschärfen. Es bleibt nur die
Hoffnung, dass die Regierungskoalition erkennt, dass die aktu-
elle Personalverteilung auf den Schultern unserer Kolleginnen
und Kollegen stattfindet. Allerdings helfen uns weder Lippenbe-
kenntnisse noch Durchhalteparolen weiter.

Wir werden dies weiterhin in den Medien darstellen, damit die
Bürgerinnen und Bürger unserer Städte Essen und Mülheim an





der Ruhr wissen, wie die Regierungskoalition mit ihrer Polizei Essen und
der Sicherheit in den Städten umgeht. Ein „Schönreden“ der Personalsi-
tuation durch die Regierungsparteien werden wir nicht akzeptieren und
uns klar dagegen positionieren. Denn wenn schon das Ministerium die
Augen vor der falschen Personalverteilung im Land verschließt, werden
wir dies nicht auch noch tun. Wir werden nicht aufhören auf unseren
Wegen immer wieder auf die Fehlentwicklungen und die personelle
„Mogelpackung“ bei der Polizei NRW hinzuweisen.

Das Ministerium und die Politik übertragen der Polizei immer mehr
Aufgaben, mischen sich in Priorisierungen und damit in die Tagesabläufe
ein und erklären medienwirksam, was die Polizei noch alles machen soll.

Aber was bei diesen Lippenbekenntnissen immer vergessen wird, ist, dass
wir diese Aufgaben mit immer weniger Personal erledigen. Wir als
Milchmädchenrechner können die Gleichung nicht mehr verstehen,
denn was bei allen Zusatzaufgaben vergessen wird, ist die Abgabe von
Aufgaben. In welchen Bereichen kann die Polizei weniger machen? Dar-
auf erwarten wir zwingend eine Antwort! Jedem sollte klar sein, dass mit
dem vorhandenen Personal nicht alles gleichzeitig geschafft werden
kann.

Was sollen wir also nicht mehr machen? Herr Reul bitte antworten!!!

Sie haben einen Konflikt, Streit, eine Meinungsver-
schiedenheit mit einer anderen Person, Organisation
oder Institution? Zuerst einmal werden Sie versu-
chen, das Problem direkt zu lösen. Wenn dies nicht
gelingt, entscheidet ein Dritter (Schlichter, Richter
etc.) . Ihr Einfluss auf das Ergebnis ist dabei gering.
Mediation löst Konflikte anders. Im Gegensatz zum
Gerichtsverfahren entscheiden in der Mediation die
beteiligten Konfliktparteien gemeinsam über Ihre
Zukunft. Der allparteiliche und unabhängige Me-
diator leitet die Parteien dabei an. Es geht darum
schnelle, flexible und kostengünstige Regelungen zu
finden, von denen alle Seiten profitieren. Viele An-
wendungsbeispiele finden Sie auf meiner Homepa-
ge. Wichtig ist, dass die Beteiligten grundsätzlich an
einer fairen Lösung interessiert sind. Ich freue mich
darauf Sie bei der Lösung Ihres Problems, Konflikts
oder Streits zu begleiten.

TTeell.. :: 0022336611 //666677336699 ooddeerr 0011 5511 //4422663344225522

Theodor-Körner-Straße 22 info@mediation-im-vest.de
45661 Recklinghausen www.mediation-im-vest.de
Fax.: 02361 /9818210





Am Samstag, 17. August 2019 berichtete die WAZ auf der ers-
ten Seite des Lokalteils für Essen unter der Überschrift

„Große Personalnot: Schon wieder weniger
Polizisten für Essen“

über die aktuelle Personalsituation in unserer Behörde. GdP-
Vorsitzender Heiko Müller, und seine beiden Stellvertreter, Jörg
Brackmann und Frank Hergaden hatten in einem Gespräch mit
Jörg Maibaum (NRZ-Redakteur) deutlich gemacht, dass die Be-
lastungen für die Kolleginnen und Kollegen das zumutbare Maß
überstiegen habe und sie sich jetzt an die Öffentlichkeit zum
Schutz der Kolleginnen und Kollegen wenden.

Wir haben der Aussage von einer Stärkung der NRW-Polizei wi-
dersprochen. Für uns ist dies ein Schönreden der Situation vor
Ort. Wenn von mehr Planstellen für das PP Essen berichtet
wird, sind dies nur Zahlen, denn die entsprechenden „Köpfe“
dazu fehlen; nicht erst in diesem Jahr. Nach unseren Berechnun-
gen fehlt der Behörde inzwischen ein dreistelliger Personalbe-
stand.

„Die anfallenden Aufgaben können nur unter außerordentli-
chem Einsatz erledigt werden, wobei die Grenze des Zumut-
baren nicht selten überschritten wird und der Überstunden-
berg weiter wächst“,

so die Aussage der GdP im Artikel. Ein Gesichtspunkt sei dabei
die stetig wachsenden Aufgaben, die im Missverhältnis zum tat-
sächlich vorhandenen Personalkörper stehe. Weiterhin wurde
Frank Hergaden mit der Aussage „wer dauernd im roten Bereich
dreht, dreht irgendwann durch“ zitiert, was den Nagel in vielen
Kommissariaten auf den Kopf trifft. Jörg Brackmann ergänzte,
dass selbst junge Kolleginnen und Kollegen nach Sommerwo-
chenenden in der PI 3 – Nord so ausgelaugt seien, dass sie teil-
weise bis zu zwei Tage Schlaf benötigen, um die „Akkus wieder
halbwegs geladen zu haben“. Die Dienstgruppenstärken sind für
diese Einsatzbelastung einfach zu gering.

Heiko Müller forderte Innenminister Reul unmissverständ-
lich auf: „Der Minister muss jetzt sagen, welche Aufgaben
wir nicht mehr wahrnehmen sollen.“

Ein „Weiter so“ kann es für die GdP jedenfalls nicht mehr
geben, auch weil in der Behörde die stressbedingten Erkran-
kungen, wie beispielsweise Burn-out-Diagnosen, insbeson-
dere bei der Kripo zunehmen, in der immer mehr Vorgänge
auf weniger Schultern verteilt werden, so die GdP-Vertreter
im Gespräch.

Dies verschlimmere natürlich die Lage weiter. Wir haben deut-
lich gemacht, dass beim Einsatz in Ermittlungskommissionen
und Sonderaufgaben die tägliche Arbeit in den Kommissariaten
nicht nur liegen bleibt, sondern weitere Vorgänge hinzu-
kommen. Dies führe in vielen Fällen nicht nur zu weiteren Be-
lastung, sondern zum Teil sogar zu Überlastungen, weil die
Kolleginnen und Kollegen bei ihren Vorgängen „kein Land“
mehr sehen. Der Stapel steigt unaufhörlich.

Aber auch die BPH-Kolleginnen und -Kollegen seien durch die
zunehmende Anzahl von auswärtigen Einsätzen, die zum Teil
die Politik verantworten müssen (z.B. Hambacher Forst) , an ihre
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Bitte wendet euch kurzfristig an unsere regionalen Partner der Signal Iduna/Polizeiversicherung hier in Essen. bzgl. eurer
Anwartschaftsversicherung. Die Anwartschaft war während des Studiums über eure GdP Mitgliedschaft versichert, muss aber nach
Beendigung der Ausbildung von euch selbstständig fortgeführt werden!

Da Jahr für Jahr dies immer wieder einige „verschwitzen“ und dies ernste Auswirkungen haben kann (zum Beispiel bei Geburt,
Polizeidienstunfähigkeit etc.) hier nochmal unser Apell, sich um die geänderte Lebenssituation zu kümmern und u.a. Anwartschaft,
Versicherungen etc. anzupassen.

Lasst die Jungs der Signal Iduna vor Ort, mit denen wir seit über 20 Jahren vertrauensvoll und fair zusammen arbeiten, einen Blick
aufdie Anwartschaft werfen, um zu kontrollieren, ob alles noch passt.

Hier die Ansprechpartner vor Ort im GdP Büro:

Mischa Dück 0177/6257995 oder Markus Berresheim 0177/3241685

oder im GdP Büro: 0201/829-2483

Grenzen gebracht. Wir wissen, dass die Kolleginnen und Kolle-
gen dieser Einsatzeinheit hoch motiviert sind und professionell
die Aufgaben wahrnehmen. Vermutlich aufgrund des Alters die-
ser Kolleginnen und Kollegen stecken sie die Belastung noch gut
weg, aber heute noch nicht spürbare Folgeschäden seien nicht
ausgeschlossen, sondern eher wahrscheinlich.

Abhilfe könne zum einen eine Überarbeitung der BKV schaffen,
sodass Polizei „dorthin geschickt wird, wo das Einsatzgeschehen
spielt“ und das ist in den Polizeipräsidien. Zum Anderen solle
die Politik endlich die seit Jahren von der GdP geforderte
10%ige Mehreinstellung zur Abdeckung von beispielsweise Er-
ziehungs- und Mutterschutzzeiten umsetzen. Zudem muss die
Diskussion, welche Aufgaben die Polizei aktuell nicht mehr
wahrnehmen kann, ernsthaft betrieben werden. Das Motto
„immer mehr Aufgaben mit immer weniger Personal“ führt uns
„immer“ weiter in eine Sackgasse.

Was aber auf keinen Fall passieren darf, ist, dass Mehrdienst-
stunden am Ende dem Verfall unterliegen. Für die Stunden, die
Ende 2019, verfallen würden, erwarten wir eine zeitnahe Rege-
lung, denn der Minister hat gegenüber der GdP unmissverständ-
lich erklärt: „Bei der Polizei NRW wird keine Stunde verfallen.“
Hier nehmen wir Innenminister Reul wörtlich!

Eine kleine Auswahl von Reaktionen der Kolleginnen und Kol-
legen aufden Artikel:

Super Artikel in der NRZvon Heute – endlich wird mal tacheles
geredet!Vielen Dank!

Guter Artikel

So sieht die Realität in den Kommissariaten aus. Alleine hier wur-
den in den letzten Jahren eine dreistellige Zahl an Kolleginnen und
Kollegen abgebaut. Ich will gar nicht wissen, wie hoch die Zahl ins-
gesamt ist.

Ihr Sagt, was die Kolleginnen und Kollegen täglich erleben. Danke!

Genauso wird in den Dienststellen diskutiert.

Jeder merkt es, aber die Politiker reden es schön.

„Die Fett gedruckten Passagen sind Zitate aus dem Artikel
vom 17.08.19 in der NRZ Stadtteil Essen“

Ein wichtiger Hinweis & eine Bitte an alle neuen Kolleginnen & Kollegen





WuW-Forum der GdP – „Es reicht! Keine Gewalt gegen Polizisten“
Die im Fortbildungskalender der GdP aufgeführten Fachforen
(Ausbildung, Kripo, Verkehr und WuW) beschäftigen sich mit
aktuellen Themen. Dort können unsere Mitglieder direkt mit
hochrangigen (externen und internen) Referenten diskutieren
und sich auszutauschen.

Die Tagesveranstaltung fällt unter „politische Bildung“ und ist
nicht nur sonderurlaubsbewährt, sondern kann darüber hinaus
ein Gewinn für die tägliche Arbeit sein.

Beim diesjährigen WuW-Forum, das verantwortlich von den
Kolleginnen Meike to Baben und Sandra Anders (Landesbezirk)
organisiert wurde, ging es erneut um die stetig steigende Zahl
von Gewaltdelikten gegenüber unseren Kolleginnen und Kolle-
gen. Meike to Baben ist im geschäftsführenden GdP-Landesvor-
stand und PHPR für den Bereich Wach- und Wechseldienst
verantwortlich und erste Ansprechpartnerin – sie vertritt NRW
zusätzlich im Bundesfachausschuss Schutzpolizei.

Thematisch ging es zunächst darum, welche Maßnahmen nach
der Gewalt-Studie von 2011 gegriffen haben und welche weite-
ren Forderungen erfüllt werden müssen, damit ein turn-around-
point erreicht wird. Auf Nachdruck der GdP wurde endlich der
§114 StGB eingeführt, um nicht nur den Widerstand bei einer

Vollstreckungshandlung anzeigen zu können, vielmehr das ge-
samte dienstliche Handeln unter Schutz zu stellen. Dies muss
jetzt von Staatsanwaltschaften (StA) und Gerichten konsequent
angewandt und das Strafmaß ausgeschöpft werden.

Und genau da sind wir bei zwei wichtigen Punkten, die in die-
sem Forum besprochen wurden:

Zum einen sollen Polizistinnen und Polizisten jeden Angriff
(auch verbale) zur Anzeige bringen, damit die StA und Ge-
richte handeln können.

„Nur wenn ich etwas vorliegen habe, kann ich arbeiten“, so
Staatsanwältin Britta Zur. Frustration und Ignoranz helfen
nicht. Die Einstellung der Verfahren ist keinesfalls die Regel.

Schließt sich die Behördenleitung dem Strafantrag der Kolle-
gin oder des Kollegen an (wichtig: das Kreuzchen bei „Ich
stelle Strafantrag“ nicht vergessen!), kann das Gericht das
Verfahren nicht einstellen. Dann muss die Staatsanwaltschaft
angehörtwerden unddiese gibt eine Stellungnahme ab.

Der Direktionsleiter GE aus Düsseldorf, Dietmar Henning, be-
richtete dazu, dass das PP Düsseldorf sich in 99% der Fälle dem
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Strafantrag anschließt. Das früher geforderte „öffentliche Inter-
esse“ ist ebenfalls nicht mehr von Nöten.

Zweiter Punkt: In Düsseldorf gibt es ein Sonderdezernat für
Angriffe auf Personen mit öffentlichen Aufgaben. Davon
müsste es nach Auffassung aller Teilnehmer des Forums mehr
geben!

Die dort tätige Staatsanwältin Britta Zur berichtete überzeugend
von ihrer Arbeit und machte dies an einem Sachverhalt deutlich.
Ein Kollege der Leitstelle wurde am Telefon auf das Übelste be-
leidigt und fragte nach, was in so einem Fall passieren würde,
hätte er den Vorfall zur Anzeige gebracht? Die kurze Antwort
der Staatsanwältin: „Bei mir hätte das den Anrufer ein Monats-
gehalt als Strafe gekostet“.

Aber nicht nur die strafrechtliche Seite wurde beleuchtet, viel-
mehr ging es um geeignete weitere Einsatzmittel für den WuW.
So unterstrich der stellvertretende Landesvorsitzende Heiko
Müller sein Unverständnis, dass der Innenminister den Taser
(oder auch DEIG) aufEis gelegt hat.

Die GdP fordert nach wie vor die Einführung des zusätzlichen
Einsatzmittels, das auch präventiv eingesetzt werden kann. Ein

Pilotprojekt in einer großen Behörde wäre ein Anfang, um eine
Effizienzbewertung zu erlangen. Für die bereits angeschafften
BodyCams sollten endlich alle Parameter erfüllt werden, um
brisante Einsätze bildlich zu dokumentieren. Es muss ein Ende
haben, dass Unbeteiligte Teilausschnitte vom Einsatzgeschehen
der Polizei medial bereitstellen und veröffentlichen. Dadurch
entsteht oftmals ein verfälschtes Bild der tatsächlichen Gescheh-
nisse.

Nicht zuletzt ging es um die Betreuung und Hilfsangebote für
Kolleginnen und Kollegen, die Gewalt erfahren haben. Hier hat
sich in den letzten einiges zum Besseren verändert. Jedoch ist es
vom Handeln der Behörde abhängig, was wie gemacht wird. Die
von LPD Henning vorgestellte Verfahrensweise beim PP Düs-
seldorf ist nachahmenswert.

Nachzulesen unter: https://www.gdp.de/gdp/gdpn-
rw.nsf/id/409A165B82ADC95CC1258432002970EF/$file/Re-
ferat_Dietmar_Henning_Gewalt_gegen_PVB.pdf

Insgesamt kann festgestellt werden: Es hat sich gelohnt das Fo-
rum zu besuchen! Als nächstes steht das Kripoforum am 8. No-
vember 2019 auf dem Programm –Anmeldung bei der GdP
NRW.





Mit großen Schritten nimmt das Neu- und Umbauprojekt an
der Theodor-Althoff-Straße Formen an. Der Gebäudeteil D
wurde bereits komplett entkernt und wird derzeit von oben nach
unten neu aufgebaut. Viele der für die neuen Büroräume benö-
tigten Ständerwerke stehen bereits.

Zur Präsentation wurde sogar schon ein Musterbüro fertigge-
stellt, in dem alle Anforderungen bzgl. zu verwendender Mate-
rialien, Klimatisierung und Akustik nebst diverser anderer
Dinge, Berücksichtigung gefunden haben.

Am Mittwoch, dem 26.07.2019, konnte sich Prof. Dr. Schönen-
broicher aus dem Innenministerium bei einem Ortstermin zu-
sammen mit unserem Polizeipräsidenten Frank Richter und den
Mitarbeitern der Projektgruppe „ANITA“, persönlich ein Bild
von den Baumaßnahmen an der Theodor-Althoff-Straße ma-
chen.

Prof. Dr. Schönenbroicher war beeindruckt und begeistert, wie
professionell das PP Essen dieses große und anspruchsvolle Im-
mobilienprojekt zusammen mit dem Vermieter, der renommier-
ten Baufirma ZECH und dem LZPD vorantreibt.

Parallel zu den Arbeiten an den bereits bestehenden Gebäude-
teilen D und Teilen von C, hat es bereits auch den Spatenstich
zum Neubau der Kfz-Werkstatt gegeben.

Derzeit sind keine größeren Verzögerungen zu erwarten, sodass
nach wie vor von einem Umzug in der zweiten Jahreshälfte 2020
auszugehen ist.

Wir freuen uns daraufund werden weiter berichten.

Roger Jaworski

Projekt „ANITA“ – erstes Musterbüro fertiggestellt!





Natürlich haben wir es nicht gewusst, aber ein bisschen geahnt.
Die von uns zur Verlosung überlassenen Krimi-Bücher mit dem
Titel Halbgötterdämmerung von Andreas Edelhoff machten vie-
le neugierig und regten zur fleißigen Teilnahme an. So haben wir
mehr Zuschriften mit der richtigen Lösung bekommen als bei
ähnlichen Verlosungen.
Dies hatte zur Folge, dass wir nicht zwei, sondern sogar drei Bü-
cher der deutschen Erstausgabe verlost haben. Und die Gewin-
ner erhalten etwas Besonderes, denn die 1 . Auflage des
Ruhrpottkrimis ist inzwischen restlos ausverkauft, so dass ab
jetzt nur noch die zweite Auflage erhältlich ist.

Die richtige Antwort auf die Gewinnspielfrage „Welcher Tatort-
Kommissar hat in der ARD-Fernsehserie von 1974 bis 1980 in
Essen ermittelt?“, lautete natürlich:

Hansjörg Felmy als Kommissar Heinz Haferkamp.

ARD-Vorgänger war Kressin und Nachfolger Horst Schimanski.
Den aktuellen Tatort-Ruhrgebietskommissar spielt der Dort-
munder Peter Faber.

Die Gewinner der signierten Krimi-Bücher sind:

Hans (genannt Johnny) Harb
Axel Neubauer

Christoph Kalus

Die Übergabe der Bücher übernahmen Frank Hergaden (an
Axel) , Jörg Brackmann (an Christoph) und Heiko Müller (an
Johnny). Wir wünschen den Gewinnern ein unbeschwertes Le-
severgnügen mit dem neuen Essener Kriminaloberkommissar
Stefan Braun und allen leer ausgegangenen Einsendern beim
nächsten Mal ein Quäntchen mehr Glück.
Ähnlichkeiten im Buch mit realen Personen oder Organisatio-
nen sind rein zufällig, obwohl die Pressesprecherin Susanne
Groß (!) , der Essener Polizeipräsident Angler-Bierschmuck (!)
und das Gewerkschaftsseminar im Sauerland besonders ins Auge
fallen. Damit können nur wir, die GdP-Kreisgruppe Essen/Mül-
heim, gemeint sein!
Vielleicht besteht die Möglichkeit eine Kostprobe aus dem Buch
in einer hausinternen Lesung zu bekommen – mal sehen, was
noch so kommt…

Unser Gewinnspiel in der letzten Ausgabe:
Halbgötterdämmerung von Andreas Edelhoff



Wie Ihr alle wisst, ist ein Marathon nicht mal so eben zu
bewältigen. Schon gar nicht, wenn man einige Jahre un-
geübt ist, ein geeigneter Trainer fehlt und zusätzlich
Hürden aufgestellt werden. So oder ähnlich könnte man
die Situation zu Beginn der AG Tarif beschreiben.

Zwischenzeitlich wurde ein festes Team zusammenge-
stellt. Dieses besteht aus Mitarbeitern/-innen des zustän-
digen SG ZA 22 und jeweils einem/einer Mitarbeiter-/in
aus den Direktionen.

Einige Regierungsbeschäftigte wurden bereits aufgefor-
dert, ihren Arbeitsplatz zu einem festgelegten Termin zu
beschreiben. Aus unterschiedlichen Gründen hat das
nicht immer termingerecht geklappt.

Anschließend überprüft selbstverständlich die jeweili-
ge Dienststellenleiterin oder der Dienststellenleiter
die Tätigkeitsbeschreibung, bevor sie den AG-Mitglie-
dern vorgelegt wird.

In der AG wird jede Vorlage besprochen, vereinzelt müs-
sen noch Fragen mit der Beschäftigten, dem Beschäftig-
ten oder der Dienststelle geklärt werden. In einigen
Fällen ist auch ein Arbeitsplatzinterview unumgänglich.
Abschließend erfolgt die Bewertung durch ZA 22.

Bei insgesamt ca. 260 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
sicherlich ein Marathon!

Aber die Mannschaft ist inzwischen gut trainiert, es
läuft………

Ziellinie der AG Tarif in Sichtweite

BBii ll dd :: PPii xxaabbaayy.. ccoomm



Ende letzten Jahres konnte ich das GdP-Seminar „Versorgungs-
recht für Frauen“ besuchen. Das Fazit nach Abschluss des Semi-
nars ……. ganz schön kompliziert. Als Referentinnen standen
eine Rechtsanwältin aus Bochum für den Tarifbereich und eine
Beamtin des LBV für den Beamtenbereich für Fragen zur Verfü-
gung. Nach den jeweiligen Impulsreferaten, habe ich ehrlich ge-
sagt nichts mehr verstanden. Die Berechnung von Renten und
Pensionen besteht aus so vielen Komponenten, gerade wenn
man in seinem Berufsleben nicht nur Vollzeit gearbeitet hat.

Erschreckend fand ich jedoch, dass viele der anwesenden Kolle-
ginnen im Beamtenbereich der Meinung waren, dass sie die vol-
len Pensionsbeiträge bekommen, wenn sie überhälftig arbeiten
(mind. 21 Std/Woche) . Dieser Irrtum zog sich durch mehrere
Behörden. Von Seiten der Referentin des LBV wurde auf mehr-
faches Fragen dies verneint. Es war nie so, dass man mehr als die
Hälfte der zu leistenden Stunden arbeiten konnte und damit die
vollen Prozente für die Pensionsberechnung erhalten hat. Faszi-
nierend, wie sich so eine Falschmeldung durch NRW ziehen
konnte.

Fakt ist, dass die Entgeltpunkte für die Rente bzw. Prozente für
die Pension nach dem geleisteten Stundenanteil berechnet wird.
Wurde während des Arbeitsverhältnisses in Teilzeit gearbeitet
oder Elternzeit (ohne Stundenanteil) in Anspruch genommen,
wird dies, je nach Geburtsdatum des Kindes (Stichtag
01 .01 .1992), berechnet. Unter welchen Umständen eine Erhö-
hung der Rentenentgeltpunkte in Frage kommt oder ein Kin-
dererziehungszuschlag o. Kindererziehungsergänzungszuschlag
gezahlt wird, ist zu kompliziert, um es hier darzustellen. Ich ver-
weise für die Beamten/-innen hier auf die Seiten des LBV. Kol-
legen/-innen, die in die Rentenkasse einzahlen, empfehle ich
einen Termin bei Ihrer Rentenkasse zu machen.

Aber Eines lege ich allen Kollegen und Kolleginnen ans Herz:
Kümmert euch rechtzeitig, damit eventuell eurerseits noch ent-
gegengesteuert werden kann.

Sonja Galatsch-Perrey

DAS TEILZEITMÄRCHEN
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Auch in diesem Jahr fand der diesjährige Sport- und Gesund-
heitstag des Polizeipräsidiums Essen an der Sportanlage Ardel-
hütte statt. Unser Polizeipräsident, Frank Richter, betonte zur
Begrüßung der Veranstaltung, dass er dieses Jahr wieder für das
gute Wetter gesorgt habe und alle Beteiligten nun an der Reihe
seien, diesen Tag zu einem sportlichen Erfolg für das Polizeiprä-
sidium Essen zu machen.

Die Gewerkschaft der Polizei, Kreisgruppe Essen/Mülheim, hat
sich diese Gelegenheit nicht nehmen lassen, um für Unterhal-
tung zu sorgen und für viele Gespräche mit den Kolleginnen
und Kollegen da zu sein. Insbesondere die Junge Gruppe der
Kreisgruppe kümmerte sich dieses Jahr um die Ideen zur Veran-
staltung und die Durchführung der GdP-Aktionen.

Mit dem Spiel „Handschellenweitwurf“ wurde die Geschicklich-
keit an dem „Dienstinstrument“ getestet und eine Bestenliste er-
stellt.

Danach ging es zum „Bobbycar-Rennen“, wo die Kolleginnen
und Kollegen ihre Schnelligkeit im Streifenwagen unter Beweis
stellen konnten – auch zur Freude aller anderen entstanden hier
diverse Live-Aufnahmen, die auch im Nachgang zu der Veran-
staltung zur Belustigung beigetragen haben. ;-)

Für die jeweilige Gewinnerin oder Gewinner gab es von der Ge-
werkschaft tolle Preise.

Die genutzten Streifenwagen-Bobbycars konnten während der
Siegerehrung spontan für einen guten Zweck versteigert werden.
Bernd Stratmann und Markus-Alexander Hilz der Essener
Hundertschaft boten die Höchstpreise, so dass insgesamt 50
Euro eingenommen werden konnten.

Frank Hergaden stellte gleichzeitig in Aussicht, dass der erzielte
Verkaufspreis durch die Kreisgruppe Essen/Mülheim verdoppelt
werde. Der Gesamtbetrag von 100 Euro wurde durch die
Kreisgruppe an die Essener Elterninitiative zur Unterstützung
krebskranker Kinder e. V. gespendet.

Vielen Dank an dieser Stelle auch an alle Mitbietenden, die an
dieser Spende großzügig mitgewirkt haben.

Am Ende der Veranstaltung beendeten alle Teilnehmerinnen
und Teilnehmer einen tollen Sporttag, sodass Frank Richter nun
wieder an der Reihe ist, auch beim Sport- und Gesundheitstag
2020 für gutes Wetter zu sorgen.

Sport- und Gesundheitstag 2019
- Handschellenweitwurfund Bobbycar-Rennen -





Die Seniorengruppe Essen/Mülheim führte ihr jährliches Seminar im Klaukenhofdurch.

Am späten Nachmittag des ersten Tages informierte der GdP-Vorsitzende Heiko Müller über aktuelle

Gewerkschaftspolitik und die Kriminalitätsentwicklung.

Am Vormittag des zweiten Tages stand eine Besichtigung an und anschließend wurden Veränderungen

im Beihilfe- und Versorgungstecht thematisiert.

Nicht zu kurz kam auch in diesem Jahr die Verkehrssicherheit: E-Bikes und Pedelecs wurden nicht nur

theoretisch besprochen.. .wie jedes Jahr ein informatives Programm bei herrlichem Wetter!

Seniorenfahrt 2019





Innenminister Herbert Reul hat am 15.07.2019 die ersten Ru-
hestandsausweise an 20 ehemalige Beschäftigte der Polizei ausge-
geben. Zukünftig erhalten alle Beschäftigten bei Pensionseintritt
bzw. bei Rentenbeginn automatisch diesen Ausweis im Scheck-
kartenformat.

Der Ruhestandsausweis räumt keinerlei hoheitliche oder voll-
zugspolizeiliche Befugnisse ein und ist mit keinen Privilegien
verbunden. Er dient lediglich zum Nachweis, dass die Inhaberin
bzw. der Inhaber ehemalige(r) Angehörige(r) der Polizei NRW
ist, soll das Zugehörigkeitsgefühl der ehemaligen Kolleginnen
und Kollegen zur Polizei NRW stärken und die Wertschätzung
zeigen sowie die Kontaktaufnahme mit Polizeidienststellen er-
leichtern.

Wie erhalte ich den Ruhestandsausweis?

Ehemalige Angehörige der Polizei NRW, die Interesse an einem
Ruhestandsausweis haben, müssen einen formlosen Antrag an
die letzte (personalaktenführende) Dienstbehörde stellen. Ausge-
stellt wird der Ausweis sodann durch das LZPD NRW.

Welche Daten befinden sich auf dem Ausweis und wie wird
dieser aussehen?
Für den Ruhestandsausweis wird auf die notwendigen personen-
bezogenen Daten (Name, Vorname, Ausweisnummer und Aus-
stellungsdatum) zurückgegriffen.

Name und Vorname der Inhaberin bzw. des Inhabers, die Auf-
schrift „Ruhestandsausweis der Polizei Nordrhein-Westfalen“ so-
wie die Kartennummer zur Identifizierung des Ausweises sind
aufder Vorderseite der silber-grauen Scheckkarte vermerkt.

Die Rückseite trägt die ausstellende Behörde, das Ausstellungs-
datum, das Unterschriftenfeld sowie den Hinweis, dass die Kar-
teninhaberin bzw. der -inhaber über keine hoheitlichen
Befugnisse verfügt.

Musterantrag aufder Folgeseite

Erste Ruhestandsausweise ausgegeben
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Die Beschaffung von Heil- und Hilfsmitteln bereitet so-
wohl während der Dienstzeit als auch im Ruhestand
Schwierigkeiten, weil die genauen gesetzlichen Vorga-
ben oft nicht bekannt sind. Im Rahmen der freien Heil-
fürsorge wurden lang erwartete Verbesserungen in
diesem Bereich eingeführt. Aber auch bei der Beihilfe
gilt es auf die bestehenden Vorschriften zu achten, um
nicht in eine Kostenfalle zu tappen. Deshalb wird nach-
folgend im Rahmen einer Kurzzusammenfassung auf
die wichtigsten Bestimmungen hingewiesen:

Für die freie Heilfürsorge gilt seit dem 1 .4.2019, dass
für physiotherapeutische, logopädische und podologi-
sche Anwendungen keine Genehmigungspflicht mehr
besteht. Sie gelten, soweit sie im Heilmittelkatalog auf-
geführt sind, als genehmigt. Die freie Heilfürsorge rech-
net mit den Heilmittelerbringern nach den Sätzen der
Krankenkasse ab; dieser Heilmittelkatalog ist im Inter-
net auf der Seite der kassenärztlichen Vereinigung ein-
sehbar. Anwendungen, die nicht aufgeführt sind,
bedürfen dagegen weiterhin der Genehmigung.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass alle physio-
therapeutischen Standardbehandlungen aus der Geneh-

migungspflicht fallen. Ebenso bedürfen Hilfsmittel bis
500,-- € grundsätzlich nicht mehr der vorherigen Ge-
nehmigung.

Für die Beihilfe gilt, dass für physiotherapeutische, lo-
gopädische und podologische Anwendungen grundsätz-
lich keine Genehmigungspflicht besteht. Jedoch wird im
Rahmen der Beihilfe nur nach den Vergütungssätzen der
gesetzlichen Krankenkassen abgerechnet. Diese Vergü-
tungssätze sind in der Anlage 5 zur Beihilfe VO aufge-
führt. Weicht der Heilmittelerbringer von diesen
Gebührensätzen ab, wird der eventuell höhere Betrag
nicht von der Beihilfe erstattet.

Hilfsmittel bis 1000 € und alle im Hilfemittelkatalog –
Anlage 3 der Beihilfe VO - aufgeführten Hilfsmittel
sind von einer Genehmigungspflicht ausgenommen und
können aufgrund ärztlicher Verordnung beschafft wer-
den. Hilfsmittel, die nicht im Hilfsmittelkatalog aufge-
führt sind und deren Kosten bis 2500 € betragen,
müssen vorab von der Beihilfestelle genehmigt werden.
Hilfsmittel über 2500 € bedürfen der Genehmigung des
Finanzministers.

Heil- und Hilfsmittel im Rahmen der Beihilfe und freien Heilfürsorge

Heinz Reger








